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Antrag I2 1 
 2 
Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke (AKL) Baden-Württemberg 3 
(Landessprecher*innenrat) 4 
 5 
 6 
Mehr Geld für die Kommunen statt weniger 7 
Für eine sozialistische Kommunalpolitik 8 
Die Linke kämpft gegen kommunale Kürzungen 9 
 10 
Wir schlagen den Kreis- und Ortsverbänden vor Bündnisse gegen 11 
kommunale Kürzungen aufzubauen und dafür ver.di und die anderen 12 
DGB-Gewerkschaften, Mieter:inneninitiativen, Beschäftigte von sozialen 13 
Einrichtungen der Stadt und der Freien Träger, Elterninitiativen, 14 
Migrant:innenorganisationen, Geflüchtetenorganisationen, Haupt- und 15 
Ehrenamtliche in der Geflüchtetenhilfe, Sportvereine, Kultureinrichtungen 16 
– alle von Kürzungen Betroffenen zu gewinnen. Diese Bündnisse aus 17 
Organisationen, Initiativen und Einzelpersonen können mit Flyern und 18 
über soziale Medien die geplanten Angriffe auf kommunale Ebene 19 
aufgreifen und dagegen Protestkundgebungen bei 20 
Gemeinderatssitzungen vor den Rathäusern organisieren. In 21 
regelmäßigen Bündnistreffen können Informationen ausgetauscht 22 
werden, Diskussionen organisiert und demokratische Entscheidungen 23 
über die Kampagne und Kampfschritte beschlossen werden. Mitglieder 24 
von Die Linke und ihre Abgeordneten können und sollten eine aktive Rolle 25 
beim Aufbau des Widerstands gegen kommunale Kürzungen spielen und 26 
dabei antikapitalistische und sozialistische Ideen verbreiten. 27 
Das Landesbüro der Linken stellt Ressourcen zur Verfügung um den 28 
Kampf gegen kommunale Kürzungen zu unterstützen und zu vernetzen.  29 
Die Linke unterstützt die Demonstrationen von ver.di in Baden 30 
Württemberg am 8. November gegen kommunale Kürzungen, mobilisiert 31 
dafür und produziert im Sinne dieses Antrags einen Flyer für diese 32 
Demonstrationen. 33 
 34 
Grundsätze in unserem Kampf gegen kommunale Kürzungen sind: 35 
1. Wir lehnen alle Kürzungen und Stellenstreichungen, die die Masse der 36 
Bevölkerung treffen, ab und stimmen auch keiner Kürzung zu, die 37 
abgemildert wurde. Es gibt keine gerechten Kürzungen. 38 
2. Wir lehnen alle Gebühren- und Steuererhöhungen, die die Masse der 39 
Bevölkerung treffen, ab. 40 
3. Wir lehnen die Umsetzung von geplanten Sanktionen gegen 41 
Bürgergeldempfänger:innen auf kommunaler Ebene ab. Wir verlangen die 42 
volle Refinanzierung der Kosten für Unterkunft. Gleichzeitig verlangen 43 
wir, dass das JobCenter Mietüberhöhungen der Vermieter*innen ahndet 44 
und Personal schult zur Überprüfung von Nebenkostenabrechnungen 45 
und verlangte Nachzahlungen verweigert, bis die Richtigkeit von Heiz- 46 
und Betriebskosten geklärt ist. 47 
4. Statt öffentliche Dienstleistungen für die Bevölkerung zu verweigern, 48 
müssen Kommunen die Zahlung von Zinsen und Tilgung an die Banken 49 
verweigern. 50 
5. Wir stimmen in Haushaltsberatungen für konkrete Verbesserungen und 51 
gegen Verschlechterungen, stimmen aber keinem städtischen Haushalt 52 
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in der Endabstimmung zu, weil es in keiner Stadt einen Haushalt geben 53 
wird, der unseren Vorstellungen und unseren Positionen entspricht. 54 
Unsere Gemeinde-, Kreis- und Regionalräte sind aufgefordert gegen 55 
prokapitalistische Haushalte zu stimmen und dies öffentlich zu machen 56 
und öffentlich zu begründen. 57 
6. Wir verlangen mehr Geld für die öffentliche Daseinsvorsorge, sowohl 58 
für laufende Ausgaben als auch für Investitionen. Bei den 59 
Ausgabensteigerungen durch Inflation und Lohnerhöhungen im 60 
öffentlichen Dienst ist jeder Haushalt ohne Erhöhung der Ausgaben ein 61 
Kürzungshaushalt. Wir stellen konkrete Forderungen wie: mehr Personal 62 
für Kitas und Schulkindbetreuung, Sozialarbeiter:innen für jede Schule, 63 
Beschlagnahme von spekulativem Leerstand von Wohnungen, Nulltarif im 64 
ÖPNV, Maßnahmen und Gelder zur Armutsbekämpfung… 65 
7. Wir beugen uns nicht den Sachzwängen leerer Kassen oder dem 66 
haushälterischen Machbaren, sondern gehen aus von den Bedarfen der 67 
Mehrheit der Bevölkerung und des Klimas (sorgende Städte, 68 
Klimaneutralität, Barrierefreiheit, Inklusion, kostenlose Mobilität, 69 
bezahlbare Wohnungen, Gesundheitsversorgung….) 70 
8. Wir lehnen alle Ausgaben und Maßnahmen ab, die der Aufrüstung und 71 
Militarisierung der Gesellschaft dienen 72 
9. Prestigeobjekte im Interesse der korrupten Bauwirtschaft und Banken 73 
und des lokalen Establishments lehnen wir ab. 74 
10. Wir weisen das Argument zurück, Geflüchtete seien Schuld an der 75 
Krise der leeren Kassen der Kommunen und treten der Hetze von AfD 76 
und Neonazis entgegen. Der außerparlamentarische Kampf aller von 77 
Kürzungen Betroffenen – egal welches Geschlecht, welche Hautfarbe, 78 
welchen Pass, welche Religion, welche sexuelle Orientierung, welche 79 
Behinderung – eine Waffe im Kampf gegen AfD und Neonazis ist. 80 
11. Wir erklären, dass die Einnahmen der Kommunen erhöht und nicht die 81 
Ausgaben gesenkt werden müssen. Dafür können die Kommunen die 82 
Gewerbesteuern erhöhen und für den Steuervollzug eigene 83 
Betriebsprüfer:innen einstellen, die jährlich die großen 84 
Gewerbesteuerzahler:innen prüfen. Auch die Besteuerung von 85 
unbebauten baureifen Grundstücken mit der vom Land neu geschaffenen 86 
Grundsteuer C ist in den Städten eine Steuerquelle. Die Bundesregierung 87 
muss den Kommunen mehr Geld zur Verfügung stellen und sich dieses 88 
Geld durch eine Vermögenssteuer bei den Reichen und durch Kürzungen 89 
im Rüstungshaushalt beschaffen. 90 
12. Wir erklären, dass die Bürger:innenhaushalte, dort wo es sie gibt, 91 
Alibiveranstaltungen sind und fordern eine demokratische Aufstellung 92 
des städtischen Haushalts in dem die Bedarfe durch eine Konferenz von 93 
Vertreter:innen aus allen Bereichen zusammenkommen und ihre Bedarfe 94 
anmelden und auf dieser Grundlage ein durch die Stadtbevölkerung 95 
demokratisch entwickelter Haushalt verabschiedet wird, der von der 96 
Verwaltung – ohne Rücksicht auf Einschränkungen durch 97 
Regierungspräsidien umgesetzt und demokratisch kontrolliert werden 98 
muss. Nur so kann kommunale Selbstbestimmung und Demokratie 99 
verwirklicht werden und Druck auf den Bund aufgebaut werden, den 100 
Kommunen mehr Geld zur Verfügung zu stellen. 101 
13. Wir erklären, dass die Unterfinanzierung der Kommunen Teil der 102 
Umverteilungspolitik von unten nach oben und die Logik des 103 
Kapitalismus ist. Deshalb führen wir den Kampf gegen kommunale 104 
Kürzungen und für eine bessere öffentliche Daseinsvorsorge mit dem Ziel 105 
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den Kapitalismus abzuschaffen und eine sozialistische Demokratie zu 106 
erkämpfen. 107 
14. Wir erklären, dass es notwendig ist, dass die Gewerkschaften 108 
konsequent die Interessen der arbeitenden Klasse vertreten und gegen 109 
Kürzungen durch Kommunen, Länder und Bund ihre Kampfkraft in die 110 
Waagschale werfen und dabei notfalls auch das Mittel Streik einsetzen 111 
müssen. Wir tragen den Kampf gegen kommunale Kürzungen deshalb in 112 
die Betriebe und Gewerkschaften. 113 
15. Wir werden uns bei der verstärkten Außenwirksamkeit im 114 
Landtagswahlkampf nicht auf Landesthemen beschränken. Wenn 115 
Gespräche auf konkrete Probleme vor Ort kommen, die oft die Folge 116 
kommunaler Kürzungen oder zu geringer Ausgaben der Kommunen sind, 117 
werden wir auch über Möglichkeiten kollektiver Gegenwehr reden und so 118 
einen Beitrag zum Kampf gegen kommunale Kürzungen leisten. 119 
 120 
Begründung: 121 
Das Geld für die Kommunen bei den Reichen holen 122 
Die öffentliche Verschuldung ist 2024 auf 2.510,5 Milliarden Euro 123 
gestiegen. Bei den Kommunen war der Anstieg von 2023 auf 2024 mit 124 
10,3% am höchsten. In vielen Kommunen gibt es bereits Nothaushalte 125 
oder Haushaltssicherungen bzw. der Haushalt der Städte, Gemeinde und 126 
Kreise wird davon diktiert nicht in einen Nothaushalt oder eine 127 
Haushaltssicherung zu rutschen. Vier von fünf Kommunen in Baden 128 
Württemberg sind nicht mehr in der Lage einen ausgeglichenen Haushalt 129 
vorzulegen. 130 
Die Banken ziehen aus den Schulden der öffentlichen Haushalte jährlich 131 
zwischen 30 und 40 Milliarden Euro Profit. Dies muss durch Überführung 132 
der Banken in Gemeineigentum unter demokratischer Verwaltung und 133 
Kontrolle beendet werden. Erst das ermöglicht die Nutzung ihrer 134 
Ressourcen im Interesse der Beschäftigten und der Gesellschaft, statt für 135 
Profitproduktion und private Aneignung durch eine kleine Minderheit von 136 
Kapitalist:innen. 137 
Die Ausgaben der Kommunen sind in den letzten Jahren stark gestiegen: 138 
Inflation bei den Sachausgaben und Investitionen, Tariferhöhungen im 139 
öffentlichen Dienst, zusätzliches Personal für Kinderbetreuung und 140 
andere notwendige Aufgaben, zusätzliche vom Bund auferlegte 141 
Aufgaben. Dafür gibt es keine Gegenfinanzierung durch höhere Steuern. 142 
Im Gegenteil. Die Steuereinnahmen brechen ein. Aufgrund der Krise der 143 
Exportindustrie brechen die Gewerbesteuern in den industriell geprägten 144 
Gemeinden in Baden Württemberg   extrem ein. Allein in Stuttgart 145 
erwartet die Stadt einen Rückgang der Gewerbesteuern aus der 146 
Autoindustrie von 47% von 523 Millionen Euro im Jahr 2024 auf 278 147 
Millionen Euro im Jahr 2025. 148 
In den Kommunen gibt es bereits massive Kürzungen bei den laufenden 149 
Ausgaben bei gleichzeitiger Erhöhung der Gebühren für diese 150 
Leistungen. So werden die Öffnungszeiten der Kitas reduziert, die 151 
Qualität der Betreuung durch weniger Fachpersonal verschlechtert und 152 
gleichzeitig die Gebühren erhöht. Öffentliche Daseinsvorsorge wird mehr 153 
und mehr in die Familien verlagert und führt zur höheren Belastung für 154 
Frauen oder sogar zur Aufgabe deren Berufstätigkeit. Das Angebot im 155 
ÖPNV wird verschlechtert und gleichzeitig die Fahrpreise erhöht. 156 
Der riesige Stau an Investitionen in den Kommunen wird nicht 157 
angegangen, sondern bereits geplante Investitionen in die soziale 158 
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Infrastruktur, den Ausbau des ÖPNV, die Sanierung und den Bau von 159 
Schulen und Sporthallen werden gestrichen. Gleichzeitig werden 160 
unsinnige und klimaschädliche Großprojekte im Profitinteresse von 161 
Bauträgern, Baukonzernen und dem örtlichen Establishment fortgeführt 162 
und neu geplant. 163 
Bürgermeister:innen und Gemeinderät:innen aus etablierten Parteien 164 
verweisen auf die strukturelle Unterfinanzierung der Kommunen und 165 
protestieren verbal dagegen. Ihr Protest ist aber unglaubwürdig, weil sie 166 
die Sachzwänge, die ihre Regierungsparteien in der Landes- und 167 
Bundesregierung geschaffen haben, durch Kürzungshaushalte auf 168 
kommunaler Ebene umsetzen. Sie nutzen auch kommunale Spielräume 169 
nicht zur Reduzierung von Kosten, wie z.B. die Beschlagnahme von 170 
spekulativem Leerstand zur Unterbringung von Wohnungslosen und 171 
Geflüchteten oder den Verzicht auf Prestigeprojekte. 172 
In einigen Städten gab es bereits in den letzten Monaten, spontane und 173 
auch erfolgreiche Protestaktionen, wie z.B. im Rems-Murr-Kreis gegen 174 
die Schließung von Schwimmbädern und die Streichung einer 175 
Schulbuslinie. An dieser Bereitschaft, gegen kommunale Kürzungen zu 176 
kämpfen, können wir anschließen. Ein Beispiel für einen erfolgreichen 177 
Kampf gegen kommunale Kürzungen, an dem wir uns orientieren können, 178 
gab es in Dresden. Hier wurde auf Initiative von Linke-Mitgliedern das 179 
Bündnis „Kürzungen? Nicht mit uns!“ aufgebaut mit dem Ziel 180 
angekündigte Kürzungen im städtischen Haushalt von 70 Millionen für 181 
2025 und 80 Millionen Euro zu verhindern. Mit vielen Aktionen von 182 
Betroffenen wurde der Widerstand aufgebaut und gipfelte in einer 183 
Demonstration am 20.3.2025 von 3.000 Menschen vor dem Rathaus. Der 184 
Protest zeigte Wirkung. Nicht alle- aber viele Kürzungen wurden 185 
zurückgenommen. Die Kampagne findet sich im Internet unter 186 
https://www.kuerzungennichtmituns.de/ 187 
 188 
In den kommenden Monaten wird der Landtagswahlkampf für die Linke 189 
einen großen Stellenwert haben. Die Linke hat 2026 zum ersten Mal eine 190 
realistische Chance, in den Landtag Baden-Württemberg einzuziehen. 191 
Die Erfahrung lehrt, dass ein wichtiges Mittel, um Unterstützung für die 192 
Linke zu gewinnen, ist, den Gebrauchswert der Partei für die Masse der 193 
Bevölkerung zu zeigen. Da wir aber noch nicht im Landtag sind, können 194 
wir naturgemäß den Gebrauchswert von linken Landtagsabgeordneten 195 
noch nicht in der Praxis zeigen. Wir können aber auf kommunaler Ebene 196 
vorführen, wie Mandatsträger:innen ihre Mandate nutzen, um 197 
außerparlamentarische Proteste zu unterstützen, indem sie sie mit 198 
Informationen aus den Parlamenten versorgen, ihre Anliegen in die 199 
Öffentlichkeit tragen, indem sie ihren Zugang zu Medien nutzen etc. 200 
Wenn wir so arbeiten und dabei ankündigen, dass linke 201 
Landtagsabgeordnete ihre Mandate ebenso nutzen werden, ist das auch 202 
ein wertvoller Beitrag zum Landtagswahlkampf. 203 
Das macht deutlich, dass zwischen dem Kampf gegen kommunale 204 
Kürzungen und Landtagswahlkampf kein Widerspruch besteht, sondern 205 
dass sie einander fruchtbar ergänzen. 206 
Eine offensive Kampagne gegen kommunale Kürzungen, in der die Linke 207 
eine zentrale Rolle spielt und mit einem antikapitalistischen 208 
sozialistischen Profil auftritt, ist der beste Landtagswahlkampf und kann 209 
gerade wegen der Landtagswahl die anderen Parteien im Gemeinderat 210 
enorm unter Druck setzen. 211 

https://www.kuerzungennichtmituns.de/
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